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(Nr. 13231.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Ausführung von Bodenver⸗ 
beſſerungen auf ſtaatlichen Domänenvorwerken und anderen domänenfiskaliſchen Grund⸗ 
ſtücken. Vom 2. Mai 1927. g a a 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 3 
81. 

Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 1000 000 Reichsmark zur Ausführung von Boden⸗ 
verbeſſerungen auf ſtaatlichen Domänenvorwerken und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken zur 
Verfügung geſtellt. et 

9 2 | 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld- 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf be⸗ 
willigte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld 


aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


s | 93. e 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. i 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. n ee eee 
Berlin, den 2. Mai 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. Hößpker Aſchoff. 


(Nr. 13232.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Vermehrung und Verbe ae 
von Arbeiterwohnungen nebſt Zubehör auf den Domänen. Vom 2, 998 1527 5 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Dem Staaksminiſterium wird ein Betrag von 2 300 000 Reichsmark zur Vermehrung und Ver⸗ 
beſſerung der Arbeiterwohnungen nebſt Zubehör auf den Domänen zur Verfügung geſtellt. 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 31. Mai 1927.) ; 
Geſetzſammlung 1927. (Mr. 13231—13237.) = 


ei 
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82. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 51 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1, vom Hundert des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf be⸗ 
willigte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld 
aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


N 83. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats find gewahrt. a 
Berlin, den 2. Mai 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
- — nl ärh Steiger. Höpker Aſchoff. 


gebiete. Vom 5. Mai 1 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Durchführung der Reichshilfe für die öſtlichen Grenzgebiete 
für 1926 (Sofortprogramm) Darlehen beim Reiche bis zu 30 Millionen Reichsmark aufzunehmen. 
9 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


(Nr. 13233.) Geſetz zur Aufnahme 11192 1 zur Durchführung der Reichshilfe für die öſtlichen Grenz⸗ 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 5. Mai 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13234.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Wiederinſtandſetzung und Verbeſſerung 
ſftaatlicher Hafenanlagen. Vom 6. Mai 1927. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. ü 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Wiederinſtandſetzung und Verheſſerung ftaatlicher 
Hafenanlagen den Betrag von 3 000 000 Reichsmark nach Maßgabe des von dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe feſtzuſetzenden Planes zu verwenden. 

N § 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf be⸗ 
willigte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schul 
aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. f 


— 
es 7 83. 
Eelusführung des Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
DS ; 
Jas vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 

Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 6. Mai 1927. 

Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


we 


(Mr. 13235.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung von ſtaatlichen Mooren in 
den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen. Vom 9. Mai 1927. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

f 81. 


Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 15, Millionen Reichsmark zur Urbarmachung von 
ſtaatlichen Mooren in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen zur Verfügung geſtellt. 


82. ö 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im §1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld- 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf be⸗ 


willigte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld 
aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


. 93. 

Die Erlöſe aus dem Verkaufe der mit Anleihemitteln urbar gemachten Ländereien, und zwar nicht 

nur die baren Kaufſummen, ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, ſind vorweg 
zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 


N 8 4. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 9. Mai 1927. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13236.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für den Erſatz baufälliger ſtaatlicher Brücken 
durch Neubauten. Vom 9. Mai 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81. 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für den Erſatz baufälliger ſtaatlicher Brücken durch Neu⸗ 
bauten den Betrag von 1 100 000 Reichsmark nach Maßgabe des von dem Minifter für Handel und Gewerbe 
feſtzuſetzenden Planes zu verwenden. 

8 2. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im §1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
E) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 


SE 


Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung 
auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung 
der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


83. a 
Die Ausführung des Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 9. Mai 1927. 
(Ei) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13237.) Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes zur Abänderung der Gewerbeordnung vom 
7. Februar 1927 (Reichsgeſetzbl. I S. 57). Vom 29. April 1927. 


Auf Grund des § 121 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) und des Artikels 82 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 (Geſetzſamml. S. 543) wird folgendes verordnet: f 


SCH . Sr 3 
Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe des Bewachungsgewerbes beſchließt der Kreis- 
(Stadt-) Ausſchuß. £ 4 
Wird die Erlaubnis verſagt, jo ſteht dem Antragiteller innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche 
Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren vor dem Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß zu. 
Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 
In den zu einem Landkreise gehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern tritt an die Stelle des 
Kreisausſchuſſes der Magiſtrat (kollegialiſche Gemeindevorſtand). 


82. 
Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10 000 
Einwohnern der Bezirksausſchuß, entſcheidet auf Klage der Ortspolizeibehörde 
a) über die Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe des Bewachungsgewerbes, 
p) über die Unterſagung des Gewerbebetriebs ſolcher Perſonen, welche vor dem 25. Februar 1927 den 
Betrieb des Bewachungsgewerbes begonnen haben (853 Abſ. 3 der Gewerbeordnung in der Faſſung 
des Reichsgeſetzes vom 7. Februar 1927). 


93. 

Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Berlin, den 29. April 1927. 

Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schreiber. Grzeſinſki. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(S 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 87 vom 13. April 1927 iſt eine Bekannt⸗ 
machung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten über Anderungen der Satzungen der Land⸗ 
wirtſchaftskammer Niederſchleſien in Breslau vom 11. April 1927 verkündet, die am 14. April 1927 in Kraft ge⸗ 
treten iſt. 


Berlin, den 27. April 1927. 
Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
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